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_Di{GrUnen im Bundestag luden ein zur
/. I aggftg der Bundesarbeitsgemeinschaft

"Soziales und Gesundheit.,
vom 30 .11 . -2 . i 2 .94  i n  Be r l i n .

r
I

,,Die Zukunft der psychosoziaren versorgung"
Zur Diskussion des oben genannten
Themas waren u.a. eingeladen:
* | rrenoffensive Berlin
*  Bodi l  Johanson,  Aarhus* Erwin Pape, Sierksdorf
* Lothar Gote, SSK. Köln* Lorenzo Toresini, Triest (ehem. Mitai_

beiter von Basaglia)*  Klaus Hartung,  Ber l in
* DGSP-Bundesvorstand
* Vertreter/innen der öTV* DGVT-Bundesvorstano
* Graue Panther

In einer äußerst angespannren' und
aggressiven Tagungsatmosphäre war es
zeitweise schwer möglich, Standpunkte
überhaupt einzubringen oder vorhandene
gemeinsame Zielsetzungen zu diskutieren.
Künftige Zusa mmentreffen bed ürfen einer
fruchtbareren Stimmungslage, damit wei-
tere konkrete,dringend notwend ige Sch rit-
te gemacht werden können.

Jagu-ngsresultat Thesenpapi er zul
Psychiatrie-Politik Oer C RüNe N
Auf ihrer Fachtagung "Die Zukunft äer
psychosozialen Versorgung', verabschiede_
te die Bundes-Arbeitsgemeinschaft .,Sozia-
les und Gesundhei t "  der  GRüNEN am
1../2.Dezember 1gB4 in Berlin die folgen-
den.. Thesen zur psychiatriepolit ik -der

G R Ü N E N :

Thesen zur Abschaffung und übenvindung
der hychiatrie
- "Gegen das Atomkraftwerk im Innern!,,

t .
Vier grundsätzliche Züge kennzeichnen
O9n Tej! des Staatmpparates, der psychia_
trie heißt. Alternativen zur herrschänden
kychiatrie müssen sich darin bewähren,
daß sie diesen Zügen entgegenarbeiten.

* Die Psychiatrie komnrt immer zu spät.
Erst wenn jemand durch Ablehnung und
Abschiebung, durch Vereinsamung und
Elend zu einem Fall gemacht wörden ist,
wird er zum Fall für die Psychiatrie. Sie
macht aus individuellen Problemen einen

öf fent l ichen Fal l  -  zur  Belehrungderan-
deren und zur Rechtfertigung ihrär selbst.
* Die Betten, die sie anbietet, sind immer
belegt; die Dienstleistungen, die sie anbie-
tet, haben immer ihre Warteschlange.
Die Psychiatrie ist Teil und sanktionieren-
de Instanz der herrschenden Abschiebe-
kul tur .  Es is t  k lar ,  daß man Menschen l ie-
ber  in  's innvol le '  

humane Einr ichtunoen
abschiebt als in Schlangengruben.
* Die hychiatrie verwandelt soziales
Elend in den Mythos des pSyCHlSCHen
Elends. Sie produziert Spezialistentum.
den Mythos der  Behandlung,  den Mythos
scharf abgrenzbarer Zustände wie Alko-
holismus, Behinderung etc. . Sie schafft
Strukturen,  in  denen Einzelschicksale s ich
verflüchtigen zu Bildern abstrakter Zu-
stände,
* Die Psychiatrie kommt auch historisch
zu spät. Die Psychiatrie ist immer eine
verspätete Antwort des Staates auf den
Druck des Massenelends. Sie bietet dort

.Behandlung an, wo Sozialpolit ik versagt.
Sie bietet vor allem das Phantom von
Lösung dort, wo Leute ihre Rechte
einklagen könnten.

In d"en folgenden Pasagen wird die These
vertreten, daß die deutsche Sozialpsych-
iatrie diese vier wichtigsten Strukturele-
mente delPsychiatrie nicht nur nicht
geschwächt hat, sondern gestärkt hat,
weil sie ihnen eine dynamischere, kurz:
modernere Facon verschafft hat. :

,  i l .

1. Seit fünfzehn Jahren gilt die Anstalts-
pqychiatrie -als 'überholt, seit fünzehn
Jahren behauptet die deutsche Sozial-
psychiatrie, die ihren institutionellen
Höhepunkt im Geist der "Psychiatrie-En-
guöte" fand, die richtigen Konzepte für
die richtige psychosoziale Versorgung in
der Tasche zu haben. Nach fünfzehn
Jahren verliert eine derartige politische
Legitimation ihr Recht, sind die richtigen
Konzepte nicht mehr richtig.
2. Die Sozialpsychiatrie ist als Reformbe-
wegung gescheitert. nicht, weil sie keine
Erfolge gehabt hat. sondern auch wegen

ihrer Erfolge. Sie ist gescheitert; weil sie
den Aufbau sozialpsychiatrischer I nstituti-
onen nie funktional mit dem Abbau der
Anstaltspsychiatrie verbinden konnte. Das
war aber ihr wichtigster Anspruch. Sie ist
historisch gescheitert, weil ihre allgemeine
polit ische Legitimation zerbrochen ist.
Sie entfaltete sich im Rahmen eines
Staatsmodells, das Beglückung von oben,
das die wohlfahrtsstaatl ich-flexible Ant.
wort auf alle Nöte verhieß. Dieses Staats-
modell ist schon vor der Wende polit isch
gescheitert. Angesichts des .heraufziehen-
den Massenelends wird dad Versprechen
der staatl ichen Kompensation von sozia-
len Schddigungen und Diskriminierungen
immer i l lusor ischer .
3. Es ist pure Augenwischerei und Ver-
schleierung, wenn die Sozialpsychiatrie
klagt. die Reform sei steckengeblieben,
d ie sozia lpsychiatrische Versorgungskette
sei Stückwerk. Die Anstaltspsychiatrie
und ihre punktuelle,-unzureichende sozial-
psychiatrische Alternative bilden zusam-
men ein psychiatrisches System. Die
Kritik an der Anstaltspsychiatrie trifft
auch die Sozialpsychiatrie, insofern sie
miteinander zusammenhängen. Das gegen-
wärtige Angebot von therapeutischen
Wohngemeinschaften, Sozialpsychiatri-
schen Diensten, Ambulanzen, Kriseninter-
ventionen, lrrenhäusern und Pflegehei-
men stellt ein System des Abschiebens
und H in-und-Her-Scfriebens, der Selektion,
kurz des Kreislaufes der lrren dar, ganz
gleich, ob der eine Teil in dem Bewußt-
sein arbeitet, die Einweisung in den
anderen Teil der lnstitutionen zu verhin-
dern. Dieses System wird sich nicht mehr'-
prinzipiell ändern, was den Kanon der
I nstitutionen betrifft .
4. Die Anstaltspsychiatrie ist durch die
Sozialpsychlatrie nicht geschwächt, son-
dern gestärkt worden.
: Sie ist innerinstitutionell gestärkt
worden, weil sie durch gemeindenahe
Einrichtungen den Druck der Lageratmo-
sphäre rnindern konnte. Institutionelle
Karrieren und Motirationen wurden er-
leichtert. Wenn s in der Klinik eine
imaginäre Warteschlange für Wohngemei n-
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schaftsplätze gibt, erleichtert.auch das die
Disz ip l in .
- Sie ist systematisch gestärkt worden,
weil sie nun inmitten einer Vielzahl
sozialpsychiatrischer Institutionen mit
ihrer Drehtür den Rhythmus des
Kreislaufs der lrren bestimmen kann.
- Sie ist polit isch gestärkt worden, weil
durch die Differenzierung des psychiatri-
schen Systems der öffentl iche Druck auf
die lrrenhäuser enorm geschwunden ist.
5. Das 

' 
psychiatrische System hat an

Gefährlichkeit zugenommen. Das heutige
System ist f lexibel, hochselektiv, undurch-
,sichtig. Es funktioniert als Frühwarnsy-
stem von Krisen, ohne daß es frühzeitio
hilft. Die Undurchsichtigkeit des Systemi
wird ni.cht gemildert, wenn die/der
Betrofferp in eine Kette engagierter und
selbstloser Helfer gerät. Die Abhängigkeit
der/des Betroffenen wird nicht geringer,
nur weil erlsie in die Hände von Leuten
gerät, die alles daran setzen, daß sie/er
nicht in die f insteren Ecken der Psychiatrie
abgleitet. Das System ist gerade auch
dewvegen so gefährlich, weil viele in den
sozialpsychiatrischen Diensten sich einbil-
den können, daß sie das Schlimmste
verhindern.
6. Der Drang zur Selektivität lrnd Diffe-
renzierung der Patienten hat die Entste-
hung neuer Lager - z.B. der Pflegeheime
- begünstign.

i l 1 .

Thesen zur ldeologie und Praxis
der Sozialpsychiatrie

Zur Frage, inwieweit die Sozialpsychiatrie
die obengenannte Entrfuicklung gefördert
hat.

i. Die Sozialpsychiatrie hat sich nicht für
die Befreiung der lrren engagiert, sondern
immer nur für deren bessere Versorgung.
lhre Versorgungsideologie hat sie in die
Nähe der Anstaltspsychiatrie gerückt.
2. Sie hat sich nicht für die Zerstörung
der lrrenhäuser eingesetzt, 'sondern für
ihre Verkleinerung ('Auflösung der Groß-
kliniken"). Es mangelte immer an der
konkreten Denunziation der lrrenhauszu-
stände, es mängelte an dem zündenden
symbolischen Befreiungsakt, an dem
Geschichtszeichen, das allen Unteren
zeigt, daß sich die Zeiten geändert haben.
3. Sie hat dort, wo es die Rechte, die
Rechte der 'Normalen', einzuklagen galt,
Therapien angeboten: Therapeutische
Wohngemeinschaften statt Wohnungen
beispielsrueise.
4. Sie hat für die realen Nöte der Leute in
den Gemeinden, im Stadtteil kein klares
einfaches System beanspruchbarer Dienst-
leistungen geschaffen,sondern spezialisier:
te Institutionen mit Spezialisten, d ie
scheinbar Lösungen versprechen. Sozial-
psychiatrische Institutionen sind keine
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Einrichtungen für Benutzer, sondern
Einrichtungen für deren Angestellte.
6. Sozialpsychiatrische Institutionen über-
nehmen die Probleme der Leute und
venryalten sie. statt daß sie eine öffentlich-
keit dafür schaffen und die Gemeinde zur
Ausei nandersetzung zwingen.
7. Die sozialpsychiatrischen Institutionen
haben die Anstaltspsychiatrie immer
rechts l iegen lassen.

t v .
GRÜNE Perspektiven

Zur Frage,  inwiewei t  d ie Pql i t ik  der '
GRÜNEN einen Beitrag zur Abschaffung
der herrschenden Psychiatrie und zur
Üben,rindung der Psychiatrie leisten kann.
1. Die Schließung der lrrenhäuser, die
Abschaffung der psychiatrischen Lager
muß sofort und ohne Wenn und Aber
beginnent
Ohne die Schließung der Anstalten - der
großen und der kleinen - sind alle
noch so gut gemeinten Alternativen nur
Beiträge zur Verdopplung der Psychiatrie.
Die lrrenhäuser suchen sich ihre Klientel.
Notwendig ist:

der sofortige Aufnahmestopp für
psychiatrische Anstaltenl

die Nicht-Finanzierung stationärer
Betten-Psychiatrie (auch der psychiatri-
schen Fachabte i lungen an Al lgemeinkran-
kenhäusern) ab dem Jahr 1995!
-  d ie jähr l iche Reduzierung der  zur
Anstaltspsychiatrie zur Verfügung stehen-
den Mittel um20% und ihre zweckgebun-
dene Umleitung auf alternative Hilfefor-
men!

2. Das "Psychiatrie-Modellprogramm" der
Bundesregierung soll mit seinem Auslau-
fen Ende 1985 nicht fortge{ührt werden.
Das Modellprogr€mrn stellte in keinem 

''

Fall eine Alternative zur herrschenden
Psychiatrie dar. über die Fortführung
einzelner sinnvoller; im Rahmen dieses
Programms entstandener Hilfeangebote
muß im Einzelfall entschieden werden.
'3. Den psychiatrischen Patient/inn/en
sind Menschen- und Bürgerreclrte zu

'garantierenl
Sofort und total zu verbieten sind:
- Elektroschockbehandlungen tSie wer-
den in den letztbn 3 Jahren mit steii
ansteigender Tendenz angaruanQt. lhre
persönlichkeitszerstörende Wirlttrng ist
unumstritten. Auch die zu ihrer Rechtfer-
t igung vorgebrachten Extremind ikationen
lassen sich anders behandeln, auirvendiger
zwar, doch ohne die hirnverbrennde
Mißachtung der Persönlichkeit des psych-

i iatrisch I nternierten).
- Kardiazol- und Insulinschocks
- Lobotomie ( H irnoperationen)
- Zwangssterilisationen (die bis heute
massenhaft und ohne rechtliche Grundla-

ge vor allem an geistig Behinderten
durchgeführt werden)
- Zwangsbehandlungen, bspw. mit Neuro-
lept ika. A nt idepressir,a, L ith iu m, F i x ieru n_
gen
- Menschenversuche mit psychopharmaka
Als Sofortmaßnahmen sind notwendig:
-.eine Auflage an die regionalen psychia_
trischen Institutionen, ein gemeinbmes
Konzept zur Halbierung der- Zwangäin_'weisungsrate 

(inclusive vorläufige Einwei-
sungen) innerhalb eines Jahres vorzulegen
(die Zwangseinweisungsrate liegt in der
BRD teils um 900 % über den Raten
vergleichbarer Staaten)
- eine Auflage an die psychiatrischen
Dienste, den Verbrauch von Psychophar-
maka jährlich um die Hälfte zu reduzieren
Um die Menschenrechte innerhalb des
noch existierenden psychiatrischen Sy-
stems zu gewährleisten, ist der Vorschlag
des "Psychiatrischen Testaments" (Tho-
mas Szasz, US-Psychiatriekrit iker) aufzu-
greifen: der einzelne soll frühzeitig
entscheiden können, welche Behandlungs-
form erlsie im eventuellen Kontakt mit
dem psychiatrischen System zulassen wil l
{vergleichbar den Einwill igungserklärun-
gen bei Organtransplantationen).
Um die Teilhabe an der Gesellschaft
durch soziale Bürgerrechte zu ger,vährlei-
sten, sind notwendig:
- ein staatlich garantiertes Mindestein-
kommen, das die materielle Armut
verhindertl - Wohnungen, Wohngemein-
jschaften, Gemeinschaftswohnungen mit
lverhindert!; \
- Wohnungen, Wohngemeinschaften, Ge-
meinschaftswohnungen mit Miet- und
Hausrecht; kein Therapiezwang, sondern
das Recht auf Ablehnung therapeutischer
Angebote in öffentl ichem Wohnrauml
- Arbeits- und Eruyerbsmöglichkeiten in
kooperativ organisierten projekten sowie
in "normalen" Lohnarbeitsverhältnissen
- an-stelle entwürd igender Beschäftigungs-
verhältnisse in "Werkstätten für Behlndör-
te".

4. Der Herrschaftscharakter psychiatrisch-
-therapeutischer Hilfen ist durch ihre
Kommunalisierung und durch den Vorrang
der Selbstorganisation Betroffener anzuge
hen.
Die Vorhähepflicht für therapeutische
und betreuende Dienste hat bei der
Kommune zu l iegen. Dazu ist notwendig:
- die Abschaffung des Versorgungsmono-
pols der niedergelassenen Arzte, die
Auflösung der Kassenärztlichen Vereini.-
gungen
- die Auflösung der überörtlichen Sozial-
hilfeträger ( Landschaftsverbände) als Trä
ger der Anstalten und Asyle für Psychiatri-
sierte und Behinderte.
Die Kommunen sind durch entsorechende
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f inanzielle Regelungen ("pools" der bishe-
rigen Kostenträger) so auszustatten, daß
ihre Angebote'ab sofort erheblich besser
ausgestattet sind als die Finanzausstattuno
der psychiatrischen Lager.
In jedem Fall haben Hilfeangebote, die
durch Vereinö, Init iativen usf. ärfolgen, in
denen Betroffene mehrheitl ich Enischei_
dungen fä l len,  Vorrang vor  kommunalen
Angeboten. Das Subsidiaritätsprinzip für
Wohlfahrtsverbände (real iter: Wohlfahrts-
konzerne) und private, profitorientierte
Anbieter ist außer Kraft zu setzen.
Wie im einzelnen alternative psychosozlale
Dienste aussehen sollen, ist noch nicht
ausdiskut ier t .  K lar  is t  a l lerd ings auch
schon für  d ie heut ige Zei t ,  daß d ie Mi tar_
beit von Polizisten und leitende Funktio_
nen von Psychiatern in "Krisen,,_ Statio-
nen und Kriseninterventionszentren/Kri_
sendiensten aller Art verhindert werden
muß. Eine Gemeindepsychiat r ie  im Sinne
der "Psychiatrie- Enquete" darf es nicht
gebenl Psychosoziale Hilfen dürfen nicht
Teil dieses Gesundheitswesens sein. seeli-
sche Probleme gehören nicht in d ie

etikettierenden Klauen der Medizin!
Sinnvolle Alternativen könnten sein :
- "Weglaufhäuser", wie sie bereits in
Holland existieren: Verschiedene Berufs-
gruppen und Fre iwi l l ige arbei ten in
Verantwortung von Betroffenen und
engagierten Bürgern
-  Kommunikat ionszentren in  den Stadt-
te i len
- Kriseninterventionszentren mit Krisen_
betten in den Stadtteilen, die Grundver-
sorg ung/Pri märversorg u ng der Bevölkerun g
garantieren. Solche Zentren dürfen aucÄ
inst i tu t ionel l  (2.B.  durch ärzt l ich6 Lei ter .
Anbindung an Kl in iken)  n icht  Tei l  des
psych iatrisch-med izin ischen Apoarates
sein.

Psychosoziale Hilfen gehören jn die
Öffentl ichkeit: umstreitbar, polit isierbar,
Konf I i kte produzierend.
D IE  GRÜNEN müsen  dami t  beg innen :
- durch öffentl ichkeitsarbeit gegen die
herrschende Psychiatrie: Aufklärungs-
kampagnen überden herrschenden Norma-
litäts- und Krankheitsbegriff, Skandalisie-

rung der Zustände in den Anstalten und
Privatheimen
- durch Zr-lrverfügungstellung von Foren
in grünen und alternativen päriodika für
psych iatriekrit ische Verein i gungen
-. durcfr Unterstützung all der Gruppen,
9i" die Befreiung der psychiaii isch
lnternierten in Anstalten und Asylen
erkämpfen wollen.

Wir lehnen den Auftrag der psychiatrie
ab !
Wir lehnen den Auftrag an uns, als
Betroffene, Bürger und Mitarbeiter der
Psychiatrie ab, die Gewalt der psvchiatrie
fortzuschreiben I
Wir  wissen aber auch,  daß d ie Ablehnung,
die Abschaffung der psychiatrie nur eii,
wenngleich unverzichtbarer Schritt ist:
ohne Strategien zur übenruindung der
Armut, zur Neuordnung der Arbeii und
ihrerWiederaneignung durch d ie Menschen,
zum Abbau patriarchalischer Herrschafts-
strukturen wird d ie Gesellschaft d ie
Psychiatrie immer wieder neu schaffen.
Weil sie sie braucht.

Michael  Ooie lka


